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Thüringer Gesetz zur Gewährleis-
tung einer verfassungsgemäßen
Alimentation sowie über die Ge-
währung einer Anerkennungsleis-
tung für ehemalige angestellte
Professoren neuen Rechts
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/3575 - 
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Begründung? Das ist der Fall. Frau Ministerin, Sie haben das
Wort.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordneten, das Bundesverfassungsgericht hat
am 4. Mai 2020 zwei maßgebliche Beschlüsse hinsichtlich der Amtsangemessenheit der Alimentation von
Beamtinnen und Beamten gefasst. In diesen hat es zum einen die Prüfkriterien, die es in seinen Beschlüs-
sen aus dem Jahr 2015 festgelegt hat, konkretisiert und erstmalig eindeutige Vorgaben zur Festlegung des
erforderlichen Mindestabstands der Besoldung zum Grundsicherungsniveau gemacht. Zudem hat es die ver-
fassungsrechtlichen Maßstäbe zur Feststellung des Besoldungsbedarfs für das dritte Kind und weitere Kin-
der neu aufgestellt. Berechnungen auf Basis der nunmehr festgelegten Kriterien haben ergeben, dass die
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verfügbare Nettoalimentation für die als fiktive Bezugsgröße heranzuziehende vierköpfige Alleinverdienerfa-
milie – das ist bei der gesamten Bewertung außerordentlich wichtig – in den unteren Besoldungsgruppen
teilweise unter dem gebotenen Mindestabstand von 115 Prozent zur Grundsicherung liegt. Gleiches gilt hin-
sichtlich des Besoldungsbedarfs für das dritte Kind und weitere Kinder.

Ferner hat die Überprüfung ergeben, dass derzeit das Grundgehalt der Besoldungsgruppe W3 nunmehr
mehr als 10 Prozent unter dem Durchschnitt des Bundes und der Länder liegt. Um eine verfassungsgemäße
Alimentation zu gewährleisten, enthält der Gesetzentwurf daher rückwirkend ab 1. Januar 2020 folgende Än-
derungen: In den Besoldungsgruppen A6 und A7 werden jeweils die Erfahrungsstufen 1 gestrichen. Ich will
ergänzen, weil wir auch schon im Haushalts- und Finanzausschuss dazu auf Antrag der CDU-Fraktion ge-
sprochen haben: Das bedeutet natürlich, dass Menschen mit einer geringeren Ausbildung die Möglichkeit,
Beamtin oder Beamter im Freistaat Thüringen zu werden, damit völlig versagt wird. Zum Zweiten werden in
allen Besoldungsgruppen die kinderbezogenen Familienzuschläge in gleicher Höhe erhöht und zum Dritten
wird in der Besoldungsgruppe W3 das Grundgehalt erhöht. Auch in Thüringen gab es Widersprüche und
Klagen von Beamtinnen und Beamten gegen die Besoldungshöhe. Für die Widerspruchsführer und Kläger,
deren Verfahren noch nicht abgeschlossen sind, wird daher eine Nachzahlungsregelung für frühere Jahre im
Besoldungsgesetz implementiert. Der Gesetzentwurf gewährleistet damit basierend auf den derzeit vorlie-
genden Erkenntnissen eine verfassungsmäßige Alimentation in Thüringen. Er bewegt sich insbesondere in-
nerhalb des Gestaltungsspielraums, über den der Besoldungsgesetzgeber hinsichtlich der Strukturierung der
Besoldung verfügt. So hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss hierzu ausgeführt, dass ins-
besondere keine Verpflichtung bestehe, eine verfassungsgemäße Alimentation über die Anhebung der
Grundbesoldung zu gewährleisten. Vielmehr steht es dem Besoldungsgesetzgeber frei, etwa durch höhere
Familienzuschläge bereits für das erste und weiter für das zweite Kind stärker als bisher die Besoldung von
den tatsächlichen Lebensverhältnissen abhängig zu machen. Das heißt, das Bundesverfassungsgericht hat
gesagt, die Kinder bringen die Erhöhung mit ein und deswegen ist es rechtens, das auch über die Familien-
zuschläge zu regeln. Wir sagen, es ist auch geboten. 

Dies wurde im vorliegenden Gesetzentwurf berücksichtigt, denn von meinem Haus durchgeführte Berech-
nungen haben ergeben, dass nur bei Familien mit Kindern der Abstand zum Grundsicherungsniveau proble-
matisch ist. Die Ursachen liegen hierfür insbesondere in den zu berücksichtigten Kosten für Kinderbetreuung
sowie Bildung und Teilhabe. Um eine verfassungsgemäße Alimentation zu gewährleisten, sollen daher ver-
ursachergerecht die kindbezogenen Bestandteile des Familienzuschlags angepasst werden. Ich weise da-
rauf hin, dass die zu berücksichtigenden Berechnungsgrößen stetigen Veränderungen unterliegen. Daher
hat das Bundesverfassungsgericht dem Besoldungsgesetzgeber eine kontinuierliche Kontroll- und Begrün-
dungspflicht auferlegt. Es ist also eine ständige Aufgabe, die Besoldung auf ihre Verfassungsgemäßheit zu
kontrollieren und gegebenenfalls anzupassen. 

Darüber hinaus wird das Thüringer Finanzministerium im nächsten Jahr das Besoldungsgefüge im Freistaat
Thüringen evaluieren. Hierbei sollen auch aufkommensneutrale, strukturelle Veränderungen zur Verbesse-
rung der Attraktivität und der Zukunftsfähigkeit des Freistaats Thüringen geprüft werden. 

Meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf wurde den kommunalen Spitzenverbänden sowie den Spit-
zenverbänden der Gewerkschaften und Berufsorganisationen mit der Möglichkeit zur Stellungnahme über-
sandt. Während der DGB den Gesetzentwurf insgesamt als guten Ansatz bewertete, lehnte der Thüringer
Beamtenbund leider den gewählten Weg ab und fordert hingegen die Anhebung der Grundgehaltssätze. Das
würde bedeuten, in Zahlen ausgedrückt, dass wir – weil ja vom TBB auch eine Rückwirkung für alle Beam-
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tinnen und Beamte gefordert wird – rückwirkend einmalig 600 Millionen aufbringen müssten und zukünftig
jährlich 350 Millionen für Beamtinnen und Beamte. Das heißt, die Diskrepanz zwischen Angestellten und Be-
amtinnen und Beamten unseres Freistaats würde extrem auseinanderfallen. 

Weitere über den Gesetzentwurf hinausgehende Maßnahmen, die auf eine Erhöhung der Grundbesoldung
hinwirken, sind jedoch in Anbetracht der derzeitigen Haushaltssituation nicht angezeigt. 

Soweit insbesondere vom TBB kritisiert wird, dass sich Änderungen nur auf das Allernotwendigste beschrän-
ken, möchte ich betonen, dass durch den Gesetzentwurf die Familienzuschläge nicht nur in den unteren Be-
soldungsgruppen und auch nicht gestaffelt nach Höhe des Abstands zur Grundsicherung, sondern für alle
Beamtinnen und Beamten in gleicher Höhe entsprechend dem Abstand zur Grundsicherung, der sich bei der
Besoldungsgruppe A6 ergibt, angehoben werden sollen. Hierdurch werden zugleich Ausstrahlungswirkun-
gen in höhere Besoldungsgruppen vermieden, welche von der Verletzung des Mindestabstandsgebots in
den unteren Besoldungsgruppen ausgehen können. Eine Stellungnahme der Landesregierung zu den Aus-
führungen des Thüringer Beamtenbundes wurde Ihnen mit dem Gesetzentwurf vorgelegt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf ein Gesetz über die Gewährung
einer Anerkennungsleistung für ehemalige angestellte Professorinnen und Professoren neuen Rechts. Da-
nach sollen die Leistungen ehemals ostdeutscher Professorinnen und Professoren, die sich im Rahmen ihrer
Angestelltentätigkeit nach der friedlichen Revolution für unsere Hochschulen und deren Erneuerung einge-
setzt haben und die jedoch trotz ihrer Qualifikation und ihrer persönlichen Integrität aufgrund Erreichen der
Höchstaltersgrenze nicht in ein Beamtenverhältnis übernommen werden konnten, durch eine Einmalzahlung
in Höhe von 12.000 Euro angemessen gewürdigt werden. Sie hatten auch Haushaltsmittel für diesen Zweck
in den Haushalt 2021 eingestellt. Das zukünftige Gesetz bildet die Rechtsgrundlage für die Auszahlung die-
ser Mittel.

Meine Damen und Herren, wir bitten, den Gesetzentwurf zur weiteren Beratung an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss zu überweisen. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Vielen Dank. Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Redner dem Abgeordneten Kemmerich von
der FDP-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr verehrte Frau Präsidentin, Frau Ministerin, liebe Zuhörer, Zuschauer,
insbesondere diejenigen, die es betrifft, die sicher auch lange Zeit darauf warten, weil es ja auch häufig be-
klagt worden ist! Ich möchte mal mein Augenmerk darauf richten, dass es von diesem Gesetzentwurf, den
108 Seiten, tatsächlich einmal fünf Seiten sind, die eigentlich Gesetzesänderungen sind, und die restlichen
knapp 100 Seiten sind Erläuterungen, Berechnungsmodelle. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es ein
sehr komplexer Sachverhalt ist, und das haben Sie auch sehr gut ausgeführt, Frau Ministerin. Deshalb will
ich da der Ausschussberatung nicht vorweggreifen. Das werden wir sicher mit den Experten noch mal aus-
reichend erörtern können.

Wie Sie ausgeführt haben, geht es hier um die Anerkennungsleistung für angestellte Professoren, die soge-
nannten Lückeprofessoren, und natürlich vor allen Dingen um die Besoldungsanpassung auf eine angemes-
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sene Alimentation nach dem Urteil, das Sie zitiert haben, aus dem Mai 2020. Den Weg, den Sie gewählt ha-
ben, haben Sie beschrieben – Streichung der ersten Erfahrungsstufen in Gruppen A6, A7 und die Abstands-
wahrung für die Besoldungsgruppen hinweg durch die Erhöhung der kinderbezogenen Anteile des Familien-
zuschlags.

Ich möchte vorab aber auf zwei Punkte hinweisen, nämlich die Außenwirkungen dieses ganzen Verfahrens.
Zum einen steht ja auch der öffentliche Dienst, die öffentliche Hand vor einem massiven Fachkräftemangel.
Drei von vier Stellen werden wegfallen in den nächsten 15 Jahren. Das Problem hat ja nicht nur Thüringen,
das hat nicht nur die öffentliche Hand, sondern das hat ja die Wirtschaft insgesamt. Wir wissen, dass von
ungefähr 1 Million zurzeit in Beschäftigung stehenden Menschen ca. 250.000 nach geltenden Methoden
nicht zu besetzen sind, dass sie einfach aus dem Arbeitsmarkt wegfallen. Das heißt, wir müssen also mit
anderen Methoden, mit neuen Methoden dafür Sorge tragen, dass die vielfältigen Aufgaben, die auch hier zu
erledigen sind, in Zukunft erledigt werden können. Wir Freien Demokraten haben auch mehrere Anträge
noch im Laufen im Parlament über die Steigerung der Attraktivität des Beamtentums, des öffentlichen Diens-
tes. Auch da gibt es sicherlich vielfältige Ansätze, das insgesamt zu verbessern. Aber ein Satz ist, dass man
attraktive Konditionen herstellt für den öffentlichen Dienst. Es ist auch richtig, dass nicht nur die Besoldung
zählt, aber die Besoldung außer Acht zu lassen, ist natürlich genauso fatal.

Nun hat es eine Reihe von Gerichtsentscheidungen gegeben, wo auch die Alimentation die Rolle gespielt
hat – Sie haben das zitiert –. Das Alimentationsprinzip umfasst ja auf Seite des Dienstherrn die gesamte Le-
benszeit. Deshalb müssen wir darauf achten, dass es nicht nur in der aktiven Zeit greift, sondern auch in der
Zeit des Ruhestands. Und da ist ja zumindest strittig, ob mit der gewählten Methode, die Sie vorschlagen,
auch – bei den Ruhestandsbezügen wird es ja nicht angerechnet oder nicht ausreichend angerechnet – dem
Anspruch des Verfassungsgerichtsurteils Genüge getan wird. Da werden wir auf das Expertenvotum sehr
gespannt sein, was wir dann im Ausschuss zu diskutieren haben.

Was ich irritierend bis fatal finde, ist, dass der vorliegende Gesetzentwurf rückwirkend nur auf die Beamten
angewendet werden soll, die geklagt haben oder sich in einem nicht abgeschlossenen Rechtsverfahren be-
finden. Ich glaube, das zerstört das Vertrauen in unsere Rechtsstaatlichkeit. Ich weiß, dass das fiskalische
Herz anders schlagen muss, aber es kann nicht davon abhängig sein, dass man sich mit seinem Dienstherrn
oder mit seinem Arbeitgeber – ich sage es mal als Unternehmer – gerichtlich auseinandersetzt, um am Ende
Gerechtigkeit zu erfahren.

(Beifall FDP)

Ich denke, es ist ganz wichtig, dass wir da für alle Leute ein gleiches Maß in Anwendung bringen. 

Bei der Wahl des Mittels möchten wir auch noch mal auf eines hinweisen, man bildet eine Vergleichsgruppe
zu der Grundsicherung, reine Grundsicherung, aber wir haben ein großes Feld an Menschen, die auch Er-
werbssicherung beziehen aufgrund einer Aufstockung. Das ist insbesondere in Familien oftmals der Fall,
dass Familien mit Kindern aus dem Erwerbseinkommen und den Ansprüchen, die sie gegenüber dem Ge-
setz aber haben, aufzustocken haben, weil der Monatslohn nicht ausreichen kann. Ich denke, dass man da
andere Gruppenvergleiche ziehen sollte, weil es doch am Ende schwer vermittelbar wäre, wenn ein voll ar-
beitender Thüringer Beamter weniger Alimentation erhält als letztlich ein ebenso arbeitender Aufstocker. Ich
glaube, da ist noch eine kleine Dissonanz, aber auch das können wir im Ausschuss entspannt klären. 

Insofern freuen wir uns auf die Diskussion im Ausschuss und vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall FDP)
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Vizepräsidentin Marx:

Vielen Dank. Als nächstem Redner erteile ich Abgeordneten Kowalleck von der CDU-Fraktion das Wort. 

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Finanzministerin hat inhaltlich schon zum
Thema gesprochen. Ich denke, da ist es an dieser Stelle zunächst erst mal nicht notwendig, noch mal auf
diese detaillierten Einzelheiten einzugehen. Wir hatten auch, wie Sie sagten, Frau Finanzministerin, im
Haushalts- und Finanzausschuss als CDU-Fraktion den Antrag eingebracht bzw. schon über diese Thematik
im Ausschuss gesprochen, was auch insbesondere wichtig ist, denn Sie wissen, dass im Vorfeld natürlich
auch von den Beamtinnen und Beamten schon die Hinweise kamen. Sie sind auch darauf eingegangen,
dass schon ausführliche Stellungnahmen vorliegen. Wir werden uns im zuständigen Ausschuss auch damit
beschäftigen. Ich denke, es ist auch sinnvoll, da noch mal eine Anhörung vorzunehmen, wo man insbeson-
dere auch noch mal auf die verschiedenen Problembereiche eingeht. Für uns war es wichtig, auch im Vor-
feld das Gespräch zu suchen. Wir hatten verschiedene Runden auch mit dem Thüringer Beamtenbund. Was
uns insbesondere wichtig ist, dass hier die Vorschläge aufgenommen werden, dass wir insbesondere als
Fachpolitiker noch mal darüber diskutieren, wo können wir Lösungen anbringen. Frau Finanzministerin hat
es schon gesagt, dass es hier mit dem Gesetzentwurf auch die Ansätze gibt. Wir sind in der Pflicht, auch die
Anregung des Bundesverfassungsgerichts entsprechend umzusetzen. Das ist ein laufender Prozess. Ich bin
jetzt mittlerweile auch schon fast zwölf Jahre Mitglied im Haushalts- und Finanzausschuss und gerade die
Thematik der Besoldung beschäftigt uns regelmäßig. Es ist unsere Pflicht auch als Land Thüringen, dass wir
für unsere Beamtinnen und Beamten natürlich Sorge tragen und dies auch mit einer entsprechenden Besol-
dung umsetzen. Das haben wir, denke ich, in den vergangenen Jahren hier auch an dieser Stelle umgesetzt
– sicher nicht immer zur Zufriedenheit der Beamtinnen und Beamten, aber es ist am Ende auch unsere
Pflicht, diese Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts umzusetzen. Wir müssen eben auch schauen, wel-
che Möglichkeiten wir da auch haben. Die fiskalische Komponente wurde da angesprochen. Natürlich darf
man das nicht aus dem Auge verlieren. Sie erinnern sich, mit dem vorletzten Haushalt haben wir auch die 3-
Milliarden-Grenze überschritten, was die Personalausgaben angeht. Auch die Finanzministerin hat das hier
an dieser Stelle erwähnt. Aber nichtsdestotrotz ist es notwendig, dass auch unsere Beamtinnen und Beam-
ten eine gerechte Besoldung erhalten. Es wurde hier an dieser Stelle auch schon angesprochen, gerade
auch im Wettbewerb mit der Privatwirtschaft stehen wir heutzutage vor ganz besonderen Herausforderun-
gen. Der Beamtenbund hat ja in seiner Stellungnahme auch so ein Beispiel angeführt. Wenn man sieht, dass
man teilweise dann weniger als 40 Prozent im öffentlichen Dienst da erhält, dann ist das eine Aufgabe, die
uns auch in den kommenden Jahren beschäftigen wird. An dieser Stelle haben wir auch schon über Themen
wie Digitalisierung, Fachkräftegewinnung diskutiert. Wenn man dann in die Privatwirtschaft, in die freie Wirt-
schaft schaut und sieht, was gerade im Bereich IT für Fachkräfte bezahlt wird, dann ist es unsere Aufgabe,
hier auch mitzuhalten und die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen.

Aus diesem Grund ist es notwendig, das umfangreich im Haushalts- und Finanzausschuss zu diskutieren
und entsprechend aufzurufen. Wir müssen sehen, inwieweit wir hier auch unterstützen können, mit den ver-
schiedensten Argumenten auch umgehen können. Und wir werden als CDU‑Fraktion auch weiter mit dem
Beamtenbund und mit den anderen Vertretern der Beamtinnen und Beamten hier im Freistaat im Gespräch
bleiben, Lösungen suchen, damit wir auch hier im Bereich der Besoldung eine gute Lösung finden. 
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Heute ist es unsere erste Beratung zum Gesetzentwurf. Ich kann Ihnen an dieser Stelle versprechen, dass
wir uns weiterhin intensiv hier einbringen und Lösungen suchen und auch notwendige Lösungen finden. Erst
mal an dieser Stelle vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marx:

Vielen Dank. Nächste Rednerin ist Frau Abgeordnete Merz für die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Merz, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete, liebe Zuschauerinnen und Zu-
schauer! Eingangs wurde schon viel, auch sehr detailliert von unserer Finanzministerin gesagt. Ich will mich
hier wirklich ganz speziell auf das Besoldungsrecht beschränken. Es wurde die Notwendigkeit oder das Inte-
resse der sogenannten Lückeprofessoren kurz angerissen, das wir auch über diesen Gesetzentwurf mit be-
raten. Aber es geht hier vor allem maßgeblich um das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai
2020, das sich auf Urteile der Länder in Nordrhein-Westfalen und des Stadtstaats Berlin bezogen hat. 

Neben der Bestätigung und inhaltlichen Prüfung der fünf geltenden Parameter zur Überprüfung der Beam-
tenalimentation hat sich das Bundesverfassungsgericht vor allem der Ermittlung des Alimentationsbedarfs
für die dritten und weiteren Kinder zugewandt. Im Ergebnis kommen die Richter zu dem Statement, dass der
Mindestabstand der unteren Besoldungsgruppen zum Grundsicherungsniveau nicht eingehalten wurde. Das
muss nun angepasst werden und schlussendlich müssen mindestens 15 Prozent über dem Grundsiche-
rungsniveau liegen. Als Vergleichsgröße wurde eine vierköpfige Beamtenfamilie mit einem Alleinverdiener in
der untersten Besoldungsgruppe zugrunde gelegt. Hier kann man schon gut streiten, ob das noch der nor-
malen Familie, der Durchschnittsfamilie bei uns Rechnung trägt. 

Aber alles das können und werden wir natürlich im Ausschuss dann mit beraten. Die Maßgaben der beiden
Beschlüsse sind auf Thüringen übertragbar und wurden in diesem vorliegenden Gesetzentwurf eingebracht. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, im Großen und Ganzen ist die Besoldung in Thüringen ordentlich
geregelt und verfassungskonform. Bei vier von fünf Parametern, die das Verfassungsgericht überprüft hat,
liegt Thüringen im Soll. Im Vergleich zu anderen Bundesländern beispielsweise findet sich der Freistaat im
Mittelfeld wieder. Lediglich bei den W3-Professoren gab es Korrekturbedarf, was aber bereits im Gesetzent-
wurf zur Einführung des EU-Altersgeldes mit erledigt wird.

Der hier von der Landesregierung vorgelegte Gesetzentwurf greift die geschilderte Beschlusslage des Ver-
fassungsgerichts auf und macht einen aus unserer Sicht guten, zielgerichteten und angemessenen Vor-
schlag zur Behebung der aktuell nicht vollständig verfassungsgemäßen Beamtenbesoldung in Thüringen. 

Die Kernregelungen in Kürze wurden schon benannt. Es geht maßgeblich um die Anhebung der Familienzu-
schläge. Pro Kind werden die Zuschläge mitunter um mehr als 300 Euro angehoben. Allein aus familien- und
sozialpolitischer Sicht kann ich das im Entwurf nur so begrüßen. Gleichzeitig kann so innerhalb des Besol-
dungsgefüges kein Ungleichgewicht entstehen, wenn dadurch der Mindestabstand hergestellt wird.

Um den Mindestabstand zusätzlich zu gewährleisten, wird in den unteren Besoldungsgruppen A6 und A7 die
Eingangsbesoldung wegfallen. Es wird eine Erstattungsregelung für Widerspruchsführer und Kläger einge-
zogen. Da muss ich als Haushaltspolitikerin ein bisschen Herrn Kemmerich widersprechen aus rein fiskali-
scher Sicht, dass momentan nur die Widerspruchsführer hier eine Erstattung erhalten werden. Diese Anpas-
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sung gibt es freilich nicht zum Nulltarif. Durch die dauerhafte Anhebung der Kinderzulage im vorliegenden
Entwurf entstehen jährlich Mehrkosten in Höhe von 50 Millionen Euro für das Land Thüringen. Nicht zu ver-
gessen sind die Kommunen, deren Kommunalbeamte ebenfalls unter dieses Gesetz fallen. Hier werden
schätzungsweise 5 Millionen Euro mehr pro Jahr benötigt. Obendrauf kommen noch mal diese rund 4,6 Mil-
lionen Euro Nachzahlungen. Mehrfach wurde von verschiedenen Seiten in diesem Zusammenhang die An-
hebung der allgemeinen Grundbesoldung ins Spiel gebracht. Natürlich würde auch das eine verfassungs-
konforme Alimentation gewährleisten. Aber, um es ganz einfach zu sagen, dieser Lösungsansatz ist in der
Sache nicht zielgerichtet und letztendlich leider auch nicht finanzierbar. Denn damit würden Besoldungen an-
gehoben, bei denen im Kern keine Unteralimentation vorliegt. Gerecht wäre das nicht. 

Wie eingangs erwähnt, orientiert sich das Verfassungsgericht in seinen Leitsätzen bei der Bewertung eben
an den Unterhaltskosten für Kinder. Das war der besondere Fokus, der auch im Gesetzentwurf aufgenom-
men worden ist. Die Anhebung der Familienzulage wurde dabei explizit auch noch mal durch das Gericht
hervorgehoben. Das ist eben auch der Maßstab für das Gesetz. Zudem würde eine Erhöhung aller Grundbe-
soldungen, wie von einigen schon angesprochen, in der Summe unseren Landeshaushalt mit jährlich
340 Millionen Euro belasten. Hintergrund ist, dass diese Besoldungsgruppen nicht einfach linear um einen
Pauschalbetrag erhöht werden können, denn dann würde der verfassungsgemäß vorgegebene Parameter
des Abstandsgebots zwischen den einzelnen Besoldungsgruppen wieder verletzt. Auch seitens des Verfas-
sungsgerichts wurde in den Urteilen dargelegt, dass eine angemessene Alimentation durch den Dienstherrn
und den Gesetzgeber erfolgen muss, dass dieser aber auch eben eine Einordnung unter anderem der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit der öffentlichen Haushalte zugrunde liegen soll. Vor dem Hintergrund gesunkener
Steuereinnahmen, einem höheren Schuldenstand aufgrund der Pandemie und den damit verbundenen Zu-
satzkosten kann niemand ernsthaft der Meinung sein, dass wir pro Jahr bis zu 340 Millionen Euro einfach
mal so zusätzlich zur Verfügung haben; von den bereits genannten Kommunen, die ebenfalls von der Erhö-
hung massiv betroffen wären, nämlich noch mit mehr als 5 Millionen Euro, ganz zu schweigen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, aus meiner Sicht wurde mit diesem Gesetzentwurf ein guter Vor-
schlag unterbreitet, der die Besoldung unserer Beamtinnen und Beamten verfassungskonform gestaltet.
Über die Details werden wir wie gewohnt im Ausschuss sicher auch viel debattieren und beraten. Ich bean-
trage die Überweisung an den Haushalts- und Finanzausschuss. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Vielen Dank. Nächster Redner ist für die AfD-Fraktion Herr Abgeordneter Kießling. 

Abgeordneter Kießling, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine werten Abgeordnetenkollegen, liebe Zuschauer an den Bildschirmen,
vor allem auch liebe zuschauende Beamte an den Bildschirmen, heute geht es ja auch um Ihre Belange!
Danke auch Frau Ministerin Taubert für die Einführung der Gesetzesvorlage. Ein moderner, verlässlicher und
leistungsfähiger öffentlicher Dienst gehört zu den elementaren Voraussetzungen für einen funktionierenden
Rechts- und Sozialstaat sowie für einen erfolgreichen Wirtschaftsstandort gerade hier in Thüringen. Der Frei-
staat wird in seiner Verantwortung nur so gut funktionieren, wie der öffentliche Dienst dort, wo die eigentliche
Arbeit geleistet wird, auch entsprechend nämlich an der Basis und bei und an unseren Bürgern. Gerade dort
sind die vom Bundesverfassungsgericht ins Visier genommenen Beamten unterer Besoldungsgruppen zu
finden, denen seit 2008 – ich wiederhole, seit 2008 – wegen fehlendem Abstand der Nettoalimentierung zur
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Grundsicherung eine nicht auskömmliche Alimentation bescheinigt werden muss. Wie nun die diesbezügli-
che Kuh vom Eis gebracht werden soll, zeigt der uns vorliegende Gesetzentwurf, in welchem Maße beschä-
mend dieser Gesetzentwurf ist, führt Ihnen der Thüringer Beamtenbund in seiner Stellungnahme von Mitte
Juni 2021 auf über 30 Seiten aus. Dem ist natürlich inhaltlich wenig hinzuzufügen. Dazu später noch mehr.
In erster Linie fordert meine Fraktion Sie heute in erster Lesung auf: Verscherzen Sie es sich nicht mit Ihren
Beamten. Sie sind Ihnen nämlich nicht mehr sicher, denn mit der Forderung der EU, nun auch in Thüringen
Altersgeld einzuführen, haben sich die Rahmenbedingungen entsprechend deutlich geändert. Für die Beam-
ten in Thüringen ist die Einführung des Altersgeldes zu begrüßen, denn es erlaubt ihnen bereits erworbene
Pensionsansprüche zu behalten, wenn sie ihren Dienst für den Freistaat beenden.

Für Sie, liebe Landesregierung, und für uns, die wir als Abgeordnete eine für die Bürger funktionierende Ver-
waltung benötigen, müsste diese neue Option jedoch in höchstem Maße besorgniserregend sein und sollte
zum Nachdenken anregen. Thüringen wird sich einiges einfallen müssen, um die unzufriedenen Beamten im
Landesdienst zu halten, wenn es ihnen noch einfacher gemacht wird, zu gehen. Sollte der Mangel an Fach-
kräften nicht in die Handlungsunfähigkeit abgleiten, müssen die Bedingungen so gestaltet werden, dass Thü-
ringer Beamtenverhältnisse im schärfer werdenden Wettbewerb um kluge Köpfe konkurrenzfähig sind. Bun-
desländer, denen zum Beispiel die Honorierungsbereitschaft fehlt, werden hinter anderen Ländern zurück-
bleiben. Dazu gab es auch Ausführungen in dem Gerichtsurteil, dass das, wie gesagt, nicht der alleinige
Maßstab ist, wie die finanzielle Leistungsfähigkeit gegeben ist. Hier lohnt gerade auch der Blick auf den Um-
gang der Nachbarbundesländer mit der Thematik der Alimentationsanpassung nach dem Verfassungsge-
richtsurteil. Sachsen-Anhalt, beispielsweise, passte kürzlich die Besoldung fünf Jahre rückwirkend an, unab-
hängig von der Anhängigkeit irgendwelcher Rechtsbehelfe.

(Beifall AfD)

Der Freistaat Sachsen zahlte mit den Bezügen für den Juli 2018 für alle Beamte Nachzahlungen ab
01.01.2008, nachdem dort ebenfalls mit einem Bundesverfassungsgerichtsurteil 2015 das fehlende Ab-
standsgebot zur Grundsicherung bemängelt wurde. Alles scheint also möglich, wenn man den Fehler korri-
gieren will. Thüringen ist das einzige Bundesland, das extra für Besoldungsansprüche die Verjährungsfrist
von einem Jahr im Landesbeamtenbesoldungsgesetz festgeschrieben hat und somit sogar hinter den Ver-
jährungsfristen des BGB bleibt, man höre und staune. Das auch nun im vorliegenden Gesetzentwurf – so
soll es angewendet werden gegen die Bestimmungen des BGB.

Werte Kollegen, was sollen da bitte vorhandene Beamte sich wertgeschätzt fühlen, in Thüringen bleiben zu
wollen.

(Beifall AfD)

Wie sollen da Nachwuchskräfte für den öffentlichen Dienst in Thüringen gewonnen werden? War es bisher
anerkanntes Ziel, Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst so auszugestalten, dass es gelingt, qualifizierte Be-
schäftigte zu gewinnen, ist es jetzt mit der Einführung des Altersgeldes eine noch viel größere Aufgabe ge-
worden, gute Beschäftigte zu halten. Ein funktionierender Freistaat Thüringen benötigt nachhaltig einen pro-
fessionellen und loyalen Umgang mit dem Personalkörper. Es ist wichtig, gerade auch in Krisenzeiten eine
funktionsfähige Struktur zu haben. Wenn Sie Ihre Scheuklappen ablegen, werden Sie erkennen, dass im öf-
fentlicher Dienst ein massiver Verlust von Erfahrungswissen und ein fortschreitender Fachkräftemangel be-
vorsteht, wenn nicht korrekt gehandelt wird. Menschen verlassen eine Struktur, wenn sie ungerechtfertigt
Druck empfinden, die Frustrationsgrenze überschritten ist oder auf Dauer die Wertschätzung fehlt, meine
Damen und Herren.
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(Beifall AfD)

In erster Linie gilt es, eine Arbeitsleistung zu entlohnen. Das funktioniert eben nicht über kinderbezogene Zu-
lagen, welche zudem nicht ruhegehaltsfähig sind. Sie haben nicht nur Beamte mit mehr als zwei Kinder, für
die im vorliegenden Gesetzentwurf deutliche Gehaltsnachzahlungen vorgesehen sind. Der Thüringer Beam-
tenbund hat auf 30 Seiten mehr als deutlich den Finger in diese und andere Wunden gelegt. Wenn sich künf-
tig nur noch kinderreiche Beamte für einen Job im öffentlichen Dienst Thüringens begeistern lassen und dort
halten lassen bis die dann mit Altersgeld in die freie Wirtschaft abwandern, dann klingt das zwar nach einem
guten Plan für Familienpolitik, aber nicht nach einem zukunftsfähigen Personalkonzept für einen funktionie-
renden Verwaltungsdienst für den Bürger.

(Beifall AfD)

Der heute in erster Lesung diskutierte Vorschlag zur Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts
ist keine gute Lösung. Lassen Sie Ihre Thüringer Beamten nicht länger Bittsteller sein, fangen Sie endlich
an, den Artikel 33 Satz 5 unseres Grundgesetzes ernst zu nehmen und Ihre Mitarbeiter im öffentlichen
Dienst wertzuschätzen. Diese Beamten, die weit weg von Erfurt sind, müssen auch Probleme vor Ort lösen,
die sie selbst hier nicht einmal richtig mitbekommen.

Zusammenfassend – wenn man 2021 per Gerichtsurteil aufgefordert wird, weil das Grundsicherungsniveau
für Beamte offensichtlich seit 2008 nicht mehr eingehalten war, dann wäre es das Mindeste, eine ausgeblie-
bene gesetzlich geregelte amtsangemessene Alimentierung zeitanteilig nachzuholen. Jedes Herauswinden
aus gesetzlichen Verpflichtungen ist jetzt fehl am Platz. Vor dem Thüringer Verwaltungsgericht in Weimar
sind zahlreiche Klagen anhängig. Was jetzt Gesetz werden soll, sollte unbedingt einer dortigen Überprüfung
standhalten können, auch um weitere Klagekosten für den Freistaat zu vermeiden. 

Schon allein, dass das Bundesverfassungsgericht im letzten Absatz seines 39 Seiten langen Urteils vom
4. Mai 2020 explizit ausführt, dass es nicht darauf ankommt, ob Widersprüche oder Klagen für Nachzah-
lungsansprüche noch offen sind, sondern schon dann ein Nachzahlungsanspruch besteht, wenn sich der Be-
amte gegen die Höhe seiner Besoldung zeitnah und mit statthaftem Rechtsbehelf gewehrt hat. Dies werden
auch die Richter in Weimar nicht anders sehen können. Mindestens das muss zwingend in einer Änderung
des vorliegenden Gesetzentwurfs zu den §§ 67e und f des Thüringer Besoldungsgesetzes münden. 

Da der Thüringer Beamtenbund auf Grundlage des Thüringer Beamtengesetzes verlangt hat, dass die Lan-
desregierung dem Landtag die nicht übernommenen Vorschläge begründet, wird im Ausschuss wohl noch
erhebliche Arbeit auf uns alle zukommen. Aber sicherlich ist die Regierung mindestens im Ausschuss gewillt,
auf die Argumentation des Beamtenbunds einzugehen. Ich denke mal, Frau Taubert, da werden wir einiges
von Ihnen noch hören.

Das Ziel soll sein die faire Bezahlung und Wertschätzung für gute und faire Arbeit.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Was sagt denn die AfD zum Mindestlohn?)

Hier sind wir auch bei den ehemaligen angestellten Professoren neuen Rechts, 

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Nichts!)

(Unruhe AfD)
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weil die endlich faire Bezahlung für ihre geleistete Arbeit erhalten sollen. Lassen Sie uns daher gemeinsam
im Haushaltsausschuss darum ringen und darüber reden, wie wir die besten Regelungen finden können, da-
mit wir der Sache gerecht werden. 

Meine Redezeit ist leider um. Daher danke und ich bin gespannt auf die Arbeit im Ausschuss.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:

Vielen Dank. Herr Schaft für die Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Werte Kolleginnen, ich bin noch mal vorgekommen für unsere Fraktion, um
auf einen Punkt hinzuweisen, der ein-/zweimal genannt wurde, aber, glaube ich, heute auch nicht hinten run-
terfallen darf. Ich glaube, zu der Notwendigkeit des vorliegenden Gesetzentwurfs zur Klärung der verfas-
sungsrechtlich gebotenen Grundsätze in den Besoldungsfragen haben Frau Ministerin Taubert und auch
Kollegin Merz von der SPD-Fraktion schon einiges ausgeführt. Deswegen konzentriere ich mich für unsere
Fraktion auf einen Punkt, der sich vor allem auch im Petitionsausschuss die letzten Jahre sehr intensiv als
Beratungsgegenstand gezeigt hat, nämlich die Anerkennung der Leistungen der sogenannten Lückeprofes-
suren, wobei das Wort der Lückeprofessuren vielleicht auch eher ein falsches Bild vermittelt, denn die Pro-
fessorinnen, die in den frühen 90er-Jahren an den Hochschulen als angestellte Professorinnen neuen
Rechts tätig waren, waren keinesfalls Lückenbüßer. Wahrscheinlich trifft der Name „Aufbauprofessorinnen“
es viel mehr, denn sie haben nicht zuletzt auch einen wichtigen Beitrag dazu geleistet, die Hochschulland-
schaft in Thüringen nach den frühen 90er-Jahren mitzugestalten.

(Beifall DIE LINKE)

Dennoch werden sie benachteiligt. Das Problem, das es zu beheben gilt, besteht darin, dass die betreffen-
den Professorinnen als ostdeutsche Hochschullehrerinnen, die nach 1989/1990 neu berufen wurden, gegen-
wärtig eine Benachteiligung bei der Altersversorgung erfahren. Denn aus beamtinnenversorgungs- und
haushaltsrechtlichen Vorgaben konnte ein Teil dieser Personen, der das entsprechende Höchstalter bereits
überschritten hatte, nicht in ein Beamtenverhältnis übernommen werden. Was das konkret bedeutet, die
Frau Kollegin Müller wird mir das bestätigen können, hat auch den Petitionsausschuss in der letzten Legisla-
tur sehr intensiv umgetrieben. Und auch 2019 hatte der Ausschuss festgestellt, im Rahmen einer Anhörung
konstatiert, dass die betroffene Personengruppe die geringsten Altersbezüge von allen deutschen Hoch-
schullehrern bzw. Wissenschaftlerinnen erhält, und damit soll nun Schluss sein. Der vorliegende Gesetzent-
wurf sieht eine Einmalzahlung vor, die den antragsberechtigten ehemaligen Angestellten, beschäftigten Pro-
fessorinnen gewährt wird.

In den Haushaltsverhandlungen zum Landeshaushalt 2021 lag zur Behebung des Problems auch von unse-
rer Fraktion ein Antrag vor, aufgrund dessen Mittel im Landeshaushalt eingestellt werden sollten. Vorge-
schlagen hatten wir eine Fondslösung, über die den Betroffenen mit einer monatlichen Ausgleichszahlung
ein Ausgleichsbetrag zugeführt wird. Im Haushalt eingestellt wurde dann schließlich das Geld in Höhe von
950.000 Euro inklusive Verpflichtungsermächtigung. Doch was fehlte, war bisher die gesetzliche Grundlage
zur Auszahlung und das liegt nun vor.
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Mit dieser Regelung soll nachträglich also auch die Lebensleistung der betreffenden Personengruppe gewür-
digt werden, denn es wurde zwar bereits seit Langem auf Bundesebene auf die ungelöste Problematik ein-
gegangen, aber eine Lösung schien lange nicht in Sicht, um den Auswirkungen entsprechend auch Rech-
nung zu tragen und das Problem zu beheben. Verschiedene Bemühungen zur Lösung des Problems sind
immer wieder in mühsamen Abstimmungen zwischen Bund und Ländern leider zu keinem Ergebnis gekom-
men. Jahr für Jahr mussten die Betroffenen auf eine Lösung warten. Auch das führte letztlich dazu, dass
sich die Betroffenen – ich hatte es erwähnt – an den Thüringer Petitionsausschuss gewandt haben und eine
Lösung einforderten. Der Ausschuss bekannte sich in der vergangenen Legislatur im Jahr 2019 einstimmig
dazu, dass nach den vielen Jahren der Bund-Länder-Abstimmungen nun eine Lösung gefunden werden
muss, und bat die Landesregierung darum, der Beschwerde der Petentinnen zu folgen. 

Der Landtag hat dies – wie gesagt und bereits erwähnt – im Rahmen der Haushaltsverhandlungen getan
und nun folgt auch die Landesregierung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf. Dass dieser nun vorliegt und
Mittel, die wir als Haushaltsgesetzgeber eingestellt hatten, noch verwendet werden können, dafür will ich
auch meinen Kolleg-/innen Anja Müller und Ronald Hande meinen herzlichen Dank aussprechen,

(Beifall DIE LINKE)

die in den vergangenen Wochen mit den beteiligten Akteuren/-innen in der Landesregierung einen Weg ge-
sucht und, wie ich finde, jetzt auch gefunden haben. 

In der Anhörung zum Gesetz werden wir sicherlich auch nochmal seitens unserer Fraktion diskutieren, ob
der gewählte Weg der Einmalzahlung ausreicht oder nicht doch die erwähnte regelmäßige Ausgleichszah-
lung eine Alternative darstellt. Aber das ist dann was für die Fachdebatte im Ausschuss. Angesichts der aber
langwierigen und jahrelangen Debatten über die Frage des Wie scheint das meines Erachtens nur noch ein
Klacks zu sein und für die Betroffenen endlich die Beendigung der Problematik in Aussicht zu stellen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, der Gesetzentwurf ist auch ein Schritt von vielen, die immer noch notwen-
dig sind, um über 30 Jahre nach dem Mauerfall die nachwendebedingten Ungerechtigkeiten im Sozial- und
Rentenrecht und der Überleitung, von denen auch noch viele andere Berufsgruppen betroffen sind, abzu-
bauen. Wir hoffen, dass damit auch ein Stück weit ein Zeichen gesetzt wird, dass der Abbau der immer noch
bestehenden Nachteile möglich ist, wenn gemeinsam im Sinne der Betroffenen an einer Lösung gearbeitet
wird. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? Dann gebe ich noch mal der Ministerin Frau Taubert das
Wort, bitte.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, natürlich ist dieser Tagesordnungspunkt, weil er
sehr komplex ist, sehr gut geeignet, mit Populismus hier ans Rednerpult zu treten und das auch in der Öf-
fentlichkeit zu machen. Ich habe ja die ersten Reflexe gehört. Jetzt sage ich mal: Vielleicht können wir uns
darauf verständigen, es geht immer um gerechte Bezahlung von Bediensteten, von Beamtinnen und Beam-
ten und es geht natürlich – und das sage ich – auch um gerechte Besoldung im Vergleich zu allen anderen,
die wir in Thüringen als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben. 
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In einem Teil wird es hier bei der Argumentation auch beim tbb herausgegriffen. Ich bin ja als Finanzministe-
rin in Person, aber das Finanzministerium auch immer in der Kritik des tbb, so nach dem Motto: Bist du nicht
willig, dann mach ich dich schlecht. Das ist schon so eingeübt, man kann sich schon gut darauf einstellen.
Deswegen finde ich es sehr grenzwertig in der Argumentation des tbb, der sich herausnehmen will, dass
man eine 15-prozentige Gehaltserhöhung, die Beschäftigte, also Tarifbeschäftigte und Beamtinnen und Be-
amte, in den letzten sechs Jahren bekommen haben – 15 Prozent – am Ende ins Gegenteil rechnet und
sagt, die Beamtinnen und Beamten haben in den letzten Jahren Gehalt verloren, weil man mit der Lebensar-
beitszeit redet und weil man sagt, da habt ihr im Jahre Ultimo drei Monate später die Besoldung angeglichen
und deswegen sind wir so schlecht gestellt. – Ich weiß, dass sich kaum jemand mit dieser Materie beschäf-
tigt, sondern einfach die Argumente aufzählt.

Deswegen bitte ich darum, wenn wir tatsächlich Einigkeit erzielen können, dass es um gerechte Bezahlung
im öffentlichen Dienst und natürlich um die amtsangemessene, verfassungsgemäße Alimentation geht – da
geht es überhaupt nicht um Gerechtigkeit, da geht es um eine verfassungsgemäße, amtsangemessene Ali-
mentation. Das ist eben ein Unterschied. Jeder, der sich mit Artikel 33 Grundgesetz und den besoldungs-
rechtlichen Fragen dazu beschäftigt, weiß das. Es ist erwähnt worden: Wir haben eine hundertseitige Be-
gründung gemacht. Das ist nicht ohne Grund so. Wir wissen, uns ist völlig bewusst, dass es wiederum Be-
amtinnen und Beamte gibt, die dagegen klagen werden. Da sage ich auch sehr deutlich, ich bin da an dieser
Stelle sehr ehrlich, weil mich manches auch ärgert: Da verstecken sich die A 15er und B3er hinter den A6ern
– ganz deutlich. Und was wir jetzt als Faktum haben – ich habe es vorhin kurz angerissen –, ist, dass wir
Arbeiten, die im öffentlichen Dienst vorhanden sind und die unter A6 Stufe II sind, nicht mehr an eine Beam-
tin oder einen Beamten geben können. Diese Urteile sagen das noch einmal sehr deutlich. Das heißt, um es
ganz krass zu sagen: Die Drecksarbeit können die einfachen Tarifbeschäftigten machen. Das ist nicht ge-
recht. Deswegen will ich noch einmal dafür werben: Schauen Sie sich die Dinge ganz genau an und reden
Sie an der Stelle von Gerechtigkeit.

Wir haben einen Auftrag zu erfüllen. Das Bundesverfassungsgericht hat uns an der Stelle Aufgaben gege-
ben. Ob der Vergleich mit der Grundsicherung tatsächlich ein gerechter Vergleich ist, sei dahingestellt. Wir
haben jetzt einmal das Gerichtsurteil. Hier wird die Alleinverdienerfamilie mit zwei Kindern berücksichtigt.
Über 50 Prozent dessen, was dazu führt, dass wir verfassungswidrige Alimentationen haben, kommt von
den Kindern, von den Kindergartengebühren, von Bildung und Teilhabe. Wir haben auch berechnet, weil es
auch Rückmeldungen gibt – auch an mich –: Was ist denn mit den verheirateten Kinderlosen? Was ist denn
mit den Alleinstehenden? All das haben wir berechnet, das können Sie nachlesen. Das können wir im Aus-
schuss dann auch noch einmal vortragen, wenn jemand sich so tief eingearbeitet hat und das gern mit uns
diskutieren möchte. Da haben wir keine verfassungswidrige Alimentation. Auch bei den Seniorinnen und Se-
nioren – es ist von einer Fraktion angesprochen worden –, also bei den Ruheständlern haben wir auch keine
verfassungswidrige Alimentation.

All die Dinge sind durchgeprüft. Wir haben sie Ihnen vorgelegt, wir können Ihnen das im Ausschuss sehr
gründlich darstellen. Ich denke, es ist auch nicht redlich, die Frage der gut Ausgebildeten und der Abwande-
rung als Argument vorzuschieben. Wir haben – das hat Einigkeit gefunden – Lehrerinnen und Lehrer im Be-
amtenverhältnis. Warum haben wir denn das getan? Weil das so unattraktiv ist? Wir haben Problemlagen
bei IT-Beschäftigten. Das haben wir aber auch im Angestelltenbereich, das betrifft nicht nur den Bereich der
Beamtinnen und Beamten. Wir haben jetzt erst überhaupt diese technische Laufbahn IT eingeführt nach vie-
len Widerständen an unterschiedlicher Stelle. Wenn Sie die Ärzte nehmen – die Ärzteschaft – wissen Sie
ja –, vor allen Dingen die kommunalen Gebietskörperschaften, die mit uns im Beamtenrecht gleichlaufen, da
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haben wir eine ewig lange, mittlerweile über Jahrzehnte dauernde Diskussion, darüber: Kann ich denn den
Arzt in einer A15 gleich verbeamten und ist denn dieses Geld, was am Ende netto kommt, überhaupt jemals
ausreichend, um einen in den öffentlichen Dienst zu bringen? Der Arzt sagt: Ja, aber, wenn ich im Kranken-
haus arbeite und dazu noch quasi Bereitschaftsdienst habe, dann habe ich ein doppeltes Gehalt A15. Wie
wollen Sie das denn das im Beamtenrecht abbilden? Sie können es nicht allgemein abbilden. Sie können es
eben nur sehr speziell für einzelne Berufsgruppen abbilden. Insofern sind da auch in der Begründung des
Beamtenbundes – ich will mich auch nur auf ihn beziehen, weil das die umfangreichste Rede und Argumen-
tation gegen diese Verfahrensweise ist mit den Familienzuschlägen. Da hat der Beamtenbund auch keine
konsistente Argumentation in seiner Vorlage.

Deshalb freue ich mich, wenn wir das im Ausschuss diskutieren. Es wäre natürlich schön, wenn es uns auch
gelingt, das jetzt noch zu beschließen, weil die Beamtinnen und Beamten das – denke ich – ist allgemein
offensichtlich auch anerkannt, sollten dann schon auch rückwirkend ab 2020 dieses Geld zeitnah erhalten.
Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Marx:

Vielen Dank. Ich sehe jetzt keinen weiteren Redebedarf. Dann kommen wir zur Abstimmung. Es war bean-
tragt, diesen Gesetzentwurf an den Haushalts- und Finanzausschuss zu überweisen. Wer dieser Ausschuss-
überweisung zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Abgeordneten aus allen
Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen? Das sehe ich nicht. Gibt es Stimmenthaltungen? Die gibt es auch nicht.
Dann ist das so beschlossen und wir können diesen Tagesordnungspunkt schließen.
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